
VERFAHRENSVERMERKE
•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat 

am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Freizeitzentrum 
Peterberg“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel­
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich­
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein­
stimmen.

•	 Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter­
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ­
lich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§  3 Abs.  1 
BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be­
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga­
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü­
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert 
(§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ die Anpassung des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Freizeit­
zentrum Peterberg“ beschlossen (1 Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB ).

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil­
ligt und die öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanes „Freizeitzentrum Peterberg“ be­
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent­
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin­
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle­
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder­
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer­
den können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be­
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 

Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be­
nachrichtigt (§  3 Abs.  2 BauGB und §  4 Abs.  2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellungnahme ein­
geräumt. 

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei­
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent­
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge­
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung­
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Bebau­
ungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungs­
plan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

•	 Der Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

	 Nonnweiler, den __.__.____  	

	 ________________

	 Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif­
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. §  44 Abs.  3 
Satz  1 und 2 sowie Abs.  4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs­
plan „Freizeitzentrum Peterberg“, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung und zusammenfassenden 
Erklärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Nonnweiler, den __.__.____  	

	 ________________

	 Der Bürgermeister

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET 1 - 5; HIER: TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 1), 
TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 2), STELLPLATZFLÄCHE FREIZEITZENTRUM (SO 3), 
FAMILY-TRAILPARK FREIZEITZENTRUM (SO 4), SOMMERRODELBAHN FREIZEITZENTRUM 
(SO 4), BERGSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 5)     
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 AS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

GOKmax

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE 
GEBÄUDEOBERKANTE (GOK)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)A

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

II ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 1 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 NR. 4 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLÄCHE MIT BESONDEREM NUTZUNGSZWECK; HIER: SEILBAHN
(§ 9 ABS. 1 NR. 9 BAUGB)

ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG;  
HIER: ERSCHLIESSUNGSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; HIER: 20-KV-MITTELSPANNUNGSKABEL
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

WASSERFLÄCHE; HIER: ENGELSBACH
(§ 9 ABS.1 NR. 16 BAUGB)

WALDFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

V1 / VB1 / VB2 / VB3 VERMEIDUNGSMASSNAHMEN (V)

A1 / A1a / A2 / A3 AUSGLEICHSMASSNAHMEN (A)

ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

B1 / B2 / E1 ERHALTUNGSMASSNAHMEN (B & E)

LSG
UMGRENZUNG VON SCHUTZGEBIETEN UND SCHUTZOBJEKTEN IM SINNE DES 
NATURSCHUTZRECHTES; HIER: LANDSCHAFTSSCHUTZGEBIET „LSG-L 02.01.03“
(§ 9 ABS. 6 BAUGB)

UNGEFÄHRE LAGE DER BESTEHENDEN UND GEPLANTEN NUTZUNGEN

1 - 13
NUMMERIERUNG ZUR ZUORDNUNG DER EINZELNEN NUTZUNGEN / ANLAGEN IM 
FREIZEITZENTRUM

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

Art der  
baulichen 
Nutzung

Zahl der  
Vollgeschosse

Grundflächen­
zahl

Bauweise

Höhe baulicher 
Anlagen

-

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 11 BAUNVO

1.1	SONSTIGES SONDERGEBIET 1; HIER: 
TALSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 1)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son­
dergebiet 1; hier: Talstation Freizeitzentrum (SO 1) 
festgesetzt. 

1.	 Talstation des Freizeitzentrums mit Besucher-
information, Sanitäreinrichtungen, Verwaltung,  
Umkleidemöglichkeiten, Nebenräume, Geräte-
räume sowie Schank- und Speisewirtschaft mit 
Außengastronomie, Verbindungswege, Zufahrten 
und Zuwegungen,

2.	 Rutschenparadies,
3.	 Bauhof mit Mitarbeiter-Stellplätzen,
4.	 Druidendorf,
5.	 Trampoline,
6.	 Adventure-Golf,
7.	 Sommerrodelbahn,
8.	 Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö­

rigen Nebenanlagen,
8a.	Talstation der Seilbahnanlage samt Betriebs-

gebäude,
11.	Forstwirtschaftswege.

1.2	SONSTIGES SONDERGEBIET 2; HIER: 
STELLPLATZFLÄCHE FREIZEITZENTRUM (SO 
2)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son­
dergebiet 2; hier: Stellplatzfläche Freizeitzentrum (SO 
2) festgesetzt. 

11.	Forstwirtschaftswege,
12. Stellplätze, Veranstaltungsfläche,
13.	Trailhead (Bikeverleih, -werkstatt).

1.3	SONSTIGES SONDERGEBIET 3; HIER: 
FAMILY-TRAILPARK FREIZEITZENTRUM (SO 
3)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son­
dergebiet 3; hier: Family-Trailpark Freizeitzentrum (SO 
3) festgesetzt. 

8.	 Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö­
rigen Nebenanlagen,

10. Family-Trailpark mit allen Nutzungen, die für den 
Betrieb erforderlich sind, insbesondere bauliche 
Anlagen für die Startrampe und den Pumptrack, 

11.	Forstwirtschaftswege.

1.4	SONSTIGES SONDERGEBIET 4; HIER: 
SOMMERRODELBAHN FREIZEITZENTRUM 
(SO 4)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son­
dergebiet 4; hier: Sommerrodelbahn Freizeitzentrum 
(SO 4) festgesetzt. 

7.	 Sommerrodelbahn,
11.	Forstwirtschaftswege.

1.5	SONSTIGES SONDERGEBIET 5; HIER: 
BERGSTATION FREIZEITZENTRUM (SO 5)
GEM. § 11 ABS. 2 BAUNVO

Zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 Abs. 2  BauNVO wird ein Sonstiges Son­
dergebiet 5; hier: Bergstation Freizeitzentrum (SO 5) 
festgesetzt. 

7.	 Sommerrodelbahn,
8.	 Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö­

rigen Nebenanlagen,
8b.	Bergstation der Seilbahnanlage samt 

Betriebsgebäude,
9.	 Bergstation des Freizeitzentrums mit Besucher-

information, Aussichtsturm, Sanitäreinrichtungen, 
Verwaltung,  Umkleidemöglichkeiten, Nebenräume, 
Geräteräume sowie Schank- und Speisewirtschaft 
mit Außengastronomie, Aussichtsturm, 
Verbindungswege, Zufahrten und Zuwegungen,

11.	Forstwirtschaftswege.

2.  	MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
  	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.  

§§ 16 - 21A BAUNVO

2.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen Anlagen 
(Gebäudeoberkante, Attika etc.). Der maßgebende 
obere Bezugspunkt kann den Nutzungsschablonen 
entnommen werden. 

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe). 

Die zulässige Gebäudeober-kante kann durch unter­
geordnete Bauteile (techn. Aufbauten etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 3,0 m 
überschritten werden. Durch Photovoltaikmodule / 
Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen 
Anlagen und Bauteile kann die zulässige 
Gebäudeoberkante weiter überschritten werden.

2.2	GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. §  19 Abs.  1 und 4 BauNVO, wie folgt 
festgesetzt.

•	 Sonstiges Sondergebiet 1 (SO 1): 0,5
•	 Sonstiges Sondergebiet 2 (SO 2): 0,6
•	 Sonstiges Sondergebiet 3 (SO 3): 0,15
•	 Sonstiges Sondergebiet 4 (SO 4): 0,1
•	 Sonstiges Sondergebiet 5 (SO 5): 0,4

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von
1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen. 

2.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß fest­
gesetzt. Ausgenommen hiervon ist die Geschossigkeit 
des Aussichtsturms im Sonstigen Sondergebiet 5 (SO 
5).

3.	 BAUWEISE
  	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise im Sonstigen Sondergebiet 1 und 5 (SO 
1 und 5) wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine abwei­
chende Bauweise (a) festgesetzt. In der abweichenden 
Bauweise ist eine Grenzbebauung zulässig. Gebäude 
mit einer Länge von über 50 m sind zulässig.
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PLANGEBIET

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
•	 Bestandsgebäude sind, wie bisher, im Mischsystem zu entwässern.
•	 Neubauten sind grundsätzlich im Trennsystem zu entwässern, wobei im Einzelfall die genaue Form zu prüfen 

ist (z.B. Kleinkläranlage, Zisternen, Retentionsbecken,…). Die konkrete Entwässerungsplanung ist mit den 
zuständigen Fachbehörden abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
•	 Abgrabungen und Aufschüttungen sind innerhalb der Sonstigen Sondergebiete 1 und 3 (SO 1 und 3) bis  einer 

Höhe/Tiefe von max. 8 m zulässig.
•	 Einfriedungen wie Zäune sind bis 2,50 m Höhe über dem angrenzenden Gelände zulässig. Zu den öffentlichen 

Straßen und Wegen ist ein Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten.
•	 Die Materialwahl bei der Gestaltung der Außenwandflächen ist freigestellt. Nur Materialien mit starker Spie­

gelwirkung sind nicht erlaubt (z. B. polierte Metallflächen, Materialien mit Glanzeffekt).
•	 Werbeanlagen sind innerhalb der Sonstigen Sondergebiete 1 bis 5 (SO 1 - 5) generell zulässig. Hierzu gehören 

beispielsweise Banner, Werbepylonen und Hinweisschilder. Zudem sind Werbepylonen im Sondergebiet bis zu 
einer Höhe von 10,0 m, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)

Altlasten
•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren Bau­

vorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landesamtes für Um­
welt- und Arbeitsschutz zu informieren.

Artenschutz
•	 Zur nach § 44 BNatSchG vorgegebenen Vermeidung der Zerstörung besiedelter Fortpflanzungsstätten und 

damit gleichzeitig einer Tötung von noch nicht fluchtfähigen Individuen geschützter Tierarten wird unter Be­
achtung des allgemeinen Artenschutzes gemäß § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG aus Gründen der Vorsorge 
eine jahreszeitliche Beschränkung der Rodungsarbeiten/Gehölzbeseitigungen vorgegeben. Diese Arbeiten 
sind außerhalb der Vegetationsperiode und Hauptfortpflanzungszeit der Tiere während der Herbst- und Win­
termonate innerhalb des Zeitraums von Anfang Oktober bis Ende Februar (01.10.-28.02.) durchzuführen. 
Außerhalb dieses Zeitfensters zulässig sind lediglich schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung 
des Zuwachses von Pflanzen.

•	 Vorhandene Einzelbäume (auch innerhalb der Sondergebiete) sollten - wenn möglich erhalten bleiben (vor 
allem einheimische Laubarten).

•	 Vor Beginn der Baustelleneinrichtung und der Bauarbeiten sind die Wiesen sehr kurz zu mulchen oder zu 
mähen und das Mahdgut von der Fläche zu entfernen. Dies schließt auch insbesondere die Baufeldbereiche 
bei der Errichtung der Standseilbahn mit ein.

•	 Als Fläche für die Baustelleneinrichtung wie das Abstellen von Baumaschinen, Baustellenfahrzeugen, Lager­
flächen für Baumaterial, Zwischenlager für Erdaushub etc. sind ausschließlich die Flächen innerhalb der fest­
gesetzten Sondergebiete zu nutzen. Außerhalb der Sondergebiete können lediglich voll- oder teilversiegelte 
Flächen wie Schotterwege, Parkplätze, etc., ggf. in Absprache mit der ökologischen Baubetreuung auch öko­
logisch geringwertige Wiesenbereiche genutzt werden. Die Nutzung von Flächen innerhalb der festgesetz­
ten Flächen für Naturschutzmaßnahmen als Lagerfläche oder zum Abstellen von Gerätschaften, Arbeitsma­
terialien und Fahrzeugen ist grundsätzlich untersagt. Eine Ausnahme stellen die Arbeiten zur Errichtung der 
Standseilbahn dar. Hier ist - in enger Absprache mit der ökologischen Baubetreuung - auf einen besonders 
pfleglichen Umgang mit der umgebenden Vegetation zu achten. Ebenso ist eine Entfernung von Gehölz­
strukturen zur Schaffung von Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen verboten. Die genaue Lage der nutz­
baren Flächen ist nach Konkretisierung des jeweiligen Bedarfs im Detail mit der ökologischen Baubegleitung 
abzusprechen.

•	 Bauarbeiten inkl. Befahren mit schweren Baufahrzeugen in Flächen außerhalb der Sondergebiete (v.a. beim 
Bau der aufgeständerten Standseilbahn) sind ausschließlich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhält­
nissen (trockene oder gefrorene Bodenbedingungen) durchzuführen. Hier sind insbesondere die Arbeiten in­
nerhalb bzw. randlich von ökologisch hochwertigen Wiesenflächen besonders boden- und vegetationsscho­
nend durchzuführen. (siehe hierzu auch die Ausführungen weiter unten zum vorsorgenden Bodenschutz)

•	 Ein Eintrag von umweltgefährdenden Stoffen oder die Einschwemmung von Wasser/Erde/Schotter/Sand/
Feinsedimenten während des Baustellenbetriebes in angrenzende ökologisch hochwertige Biotoptypen (FFH-
LRT 6510-Wiesen) muss verhindert werden. Ggf. sind geeignete Schutzwälle oder Bodenschwellen zum Ab­
halten potenzieller Abschwemmmassen zu errichten oder (möglichst naturnahe) Versickerungseinrichtungen 
(z.B. Retentionsmulden zur Oberflächenwasserrückhaltung) anzulegen, in denen das anfallende Wasser inkl. 
Abschwemmmaterial zur ortsnahen Versickerung gesammelt bzw. in die es eingeleitet wird. Diese Maß­
nahme dient gleichzeitig den tiefer liegenden Teilen des Freizeitzentrums sowie dem vorsorgenden anlage- 
und betriebsbedingten Bodenschutz.

•	 Schonung angrenzender Vegetationsbestände: Beeinträchtigungen von dem Baufeld benachbarten Bäumen/
Gehölzbeständen/Waldrändern durch mechanische Verletzungen ober- und unterirdischer Teile (Krone, Äste, 
Stamm, Wurzeln) infolge des Einsatzes von Baufahrzeugen, bei den Baustelleneinrichtungen sowie im Zuge 
von Tiefbaumaßnahmen sind zu vermeiden. Bei allen Baumaßnahmen und Baustelleneinrichtungen ist zum 
allgemeinen Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen die DIN 18920 „Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ i.V.m. RAS-LP 4 „Schutz von 
Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ und die „Zusätzlichen Technischen Ver­
tragsbedingungen und Richtlinien für die Baumpflege“ (ZTV-Baumpflege der FLL), hier insbesondere Punkt 
3.5 (Arbeiten im Wurzelbereich, Behandlung von Wurzelschäden) in der jeweils aktuellen Fassung zu be­
achten. In Bereichen, wo Bäume dicht am Baufeld bzw. an den Baustelleneinrichtungsflächen stehen, sind 
diese fachgerecht vor Beschädigungen zu bewahren. Dies gilt insbesondere für den Wurzelbereich. Bei dicht 
stehenden Bäumen, deren Äste in das Baufeld hineinragen, ist das Lichtraumprofil freizuschneiden. Diese 
Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

•	 Die Bauarbeiten sind ausschließlich tagsüber durchzuführen. Dadurch können Störungen dämmerungs- und 
nachaktiver Tiere wie Fledermäuse und Wildkatze vermieden werden.

•	 Wiederherstellen der Ausgangsbiotope: Die nur temporär während der Bauarbeiten benötigten Flächen 
sind nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in den Ursprungszustand zurück zu entwickeln. Dies kann - 
nach einer ggf. infolge von Verdichtung notwendigen Bodenlockerung mit anschließender Herstellung des 
Feinplanums - bei kleineren Vegetationsschäden im Rahmen der natürlichen Sukzession erfolgen. Bei grö­
ßeren offenen Bodenstellen, insbesondere im Bereich von steileren Hangbereichen, hat dies mittels Heu-/
Grasmulchverfahren (oder Nachsaat) zu erfolgen. Bei einer Nachsaat ist nach der Bodenvorbereitung für 
eine Einsaat (Herstellung Feinplanum) auf der Fläche eine geeignete standortgerechten gebietsheimische 
Regio-Saatgutmischung (RSM Regio) mit der regionalen Herkunft „Oberrheingraben mit Saarpfälzer Berg­
land“ (Region 9) (z.B. artenreiche Blumen- oder Magerwiese, ohne Centaurea) aufzubringen. Optimal und 
daher anzustreben ist die Aufbringung von Heu- oder Frischmulch von umliegenden ökologisch hochwerti­
gen Wiesen, die in ausreichendem Umfang in unmittelbarer Umgebung vorhanden sind. Dadurch kann die 
Einbringung von autochthonen, an die vorliegenden Standort- und Witterungsbedingungen angepassten Ar­
ten gewährleistet und die floristische Identität des Raumes bewahrt werden. Dies gilt insbesondere bei der 
potenziellen Betroffenheit von FFH-LRT 6510-Wiesen (z.B. bei der Errichtung der Standseilbahn).

•	 Als Beförderungssystem zwischen Tal- und Bergstation wird eine mit langen Erdnägeln im Boden befestigte, 
in bis zu 6 m Höhe verlaufende aufgeständerte Standseilbahn mit nur schmalen Stahlelementen gewählt. 
Dadurch sind zum einen so gut wie keine Versiegelungen und Beschattungseffekte mit dem Beförderungs­
system verbunden. Zum anderen ist aufgrund Höhe die erforderliche Pflege der darunter liegenden, teils 
ökologisch hochwertigen Wiesenflächen problemlos möglich. Die Eingriffe in die für die Seilbahn genutzten 
Flächen sind nur sehr kleinflächig und punktuell. Die Eingriffswirkungen liegen unter dem Erheblichkeits­
niveau im Bagatellbereich.

•	 Bei der Streckenführung der aufgeständerten Seilbahn - die weitgehend Offenlandbereiche nutzt - werden 
ökologisch sehr hochwertige Wiesenbereiche so weit wie möglich ausgespart. Dies gilt insbesondere für den 
ökologisch sehr hochwertigen Borstgrasrasen. In diesen Bereichen wird die Streckenführung der Seilbahn 
jeweils in Richtung der benachbarten Waldbestände verlagert und kleinflächig auf benachbarte Wald(rand)
bereiche ausgewichen. Dabei wird das System unter so weit wie möglicher Vermeidung von Baumfällungen 
zwischen den bestehenden Bäume hindurchgeführt, so dass es zu keinen Beeinträchtigungen der Waldfunk­
tionen kommt.

•	 Beim Einbau von Trockenmauern sollen möglichst Natursteine verwendet werden. Diese können dann an 
trocken warme Sonderstrukturen angepassten Arten, insbesondere Reptilien, neuen Lebensraum bieten.

Bodenschutz
•	 Bei den Bauarbeiten sind Bodeneingriffe und Bodenbewegungen auf das unbedingt notwendige Maß zu 

beschränken, damit die vorhandene Schutzfunktion der Deckschichten weitestgehend erhalten bleibt. Deck­
schichten sind - soweit diese Bereiche nicht überbaut oder versiegelt werden - zügig wiederherzustellen, 
damit die belebte Bodenzone sich baldmöglichst wieder ausbilden kann.

•	 Abgrabungen und Aufschüttungen sind auf das absolut notwendige Maß zu beschränken.
•	 Bei der Baustelleneinrichtung und der Baudurchführung sind die einschlägigen Gesetze und Verordnungen 

zum Gewässer-, Boden- und Grundwasserschutz zu beachten. Insbesondere die entsprechenden Sicherheits­
vorschriften zur Vermeidung des Austritts von Öl und anderen Schmierstoffen sind zu beachten. Sämtliche 
Arbeiten sind so durchzuführen, dass eine Boden- und Grundwasserverunreinigung ausgeschlossen ist. An­
fallendes behandlungsbedürftiges Abwasser ist zu sammeln und ordnungsgemäß zu beseitigen.

•	 Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke zu berücksichtigen. Bei 
unvermeidbaren Bodenarbeiten ist ein von allen anderen Bodenbewegungen gesonderter Abtrag des (mit 
Wurzeln und anderen Pflanzenteilen durchsetzten) Oberbodens durchzuführen. Eine Vermischung mit bo­
denfremden Stoffen ist zwingend zu vermeiden. Bei allen Bodenarbeiten sin die Vorgaben der DIN 18915 
„Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden) und DIN 
19731 - Verwertung von Bodenmaterial sind zu beachten.

•	 Die Sicherung des Oberbodens ist gemäß § 202 BauGB vorzunehmen. Er ist bis zu seiner Wiederverwer­
tung entsprechend DIN 18915 fachgerecht abseits vom unmittelbaren Baubetrieb auf geordneten Mieten 
zwischenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu schützen und so weit wie möglich wiederzuver­
wenden, um das vorhandene Samenpotenzial zu erhalten. Bei einer Lagerzeit von mehr als acht Wochen ist 
eine Pflege durch Ansaat mit Poa annua durchzuführen. Etwaige anfallende Verdrängungs- und Überschuss­
erdmassen sind, soweit sie nicht vor Ort eingebaut werden, abzufahren und fachgerecht zu entsorgen. Eine 
Einplanierung um Plangebiet ist nicht erlaubt.

•	 Bauarbeiten inkl. Baufeldeinrichtung sowie das Befahren des Gebietes mit schweren Baufahrzeugen sollten 
so weit wie möglich nur bei geeigneten Witterungs-/Bodenbedingungen erfolgen, um Bodenbeeinträchti­
gungen sowie die Gefahr von Bodenverdichtungen zu minimieren.

•	 Im Bedarfsfall sind mobile Baustraßen mit Fahr-/Bodenschutzplatten/zum Boden hin mittels Vlies getrennte 
Lagerflächen unter Beachtung zu einzuhaltenden Bodenschutzmaßnahmen (z.B. Trennvlies/Geotextil zur 
Verhinderung der Durchmischung von Bodenschichten) zu errichten. Bei notwendigen temporären Schot­
terungen ist nach Abtrag des Oberbodens unter dem aufzubringenden Schotter ein Trennvlies mindestens 
der Robustheitsklasse GRK 3 einzubringen, das am Ende der Baumaßnahmen gemeinsam mit dem Schotter 
wieder zurückgebaut wird. Der Oberboden wird wieder aufgebracht und der ursprüngliche Zustand wieder­
hergestellt.

•	 Im Bereich der nicht überbauten oder versiegelten Flächen sind verursachte Verdichtungen des Bodens in 
Folge des Baustellenbetriebs durch Lockerungsmaßnahmen/ Herstellung Feinplanum nach Abschluss der 
Bauarbeiten auszugleichen.

•	 Eine ggf. notwendige Betankung und Wartung der Baufahrzeuge darf nur auf befestigtem/ versiegeltem 
Untergrund erfolgen.

•	 Kraftstoffe, Hydraulik- und Mineralöle sind nur auf befestigten und gegenüber dem Untergrund abgedichte­
ten Flächen in dafür zulässigen Behältnissen zu lagern.

•	 Die Baumaschinen und -fahrzeuge sind regelmäßig auf austretende Schmier- und Treibstoffe zu kontrollie­
ren.

Denkmalschutz
•	 Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 

Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin­
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Hochwasserschutz / Starkregen
•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 

von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenpla­
nung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mögli­
chen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grund­
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. 

Immissionsschutz
•	 Es wird darauf hingewiesen, dass weitere Auflagen zu technischen Anlagen in den möglichen Baugenehmi­

gungsverfahren gemacht werden können.
Kampfmittel
•	 Für den Planungsbereich liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbelas­

tung dokumentieren. Somit ist es nicht möglich, Aussagen zu möglichen Kampfmitteln im Bereich der ge­
planten Baumaßnahme zu machen. Deshalb sollten Anfragen zu Kampfmitteln so rechtzeitig gestellt wer­
den, dass die Beauftragung gewerblicher Firmen zur Detektion der Baufläche rechtzeitig vor Baubeginn 
durch den Bauherrn erfolgen kann. Die Kosten hierfür gehen zu Lasten des Bauherrn/Auftraggebers. Der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst ist auch weiterhin für die Beseitigung, Entschärfung, Vernichtung aufgefun­
dener Kampfmittel zuständig.

Deutsche Telekom Technik GmbH
•	 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikations­

linien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Ab­
zweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahr­
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. 

•	 Bei Konkretisierung der Planungen ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft 

HINWEISE

Naturpark Saar - Hunsrück 
Das Plangebiet liegt im gemäß § 27 BNatSchG mit Verordnung vom 01.03.2007 festgesetzten „Naturpark Saar-
Hunsrück“. Schutzzweck für den gesamten Naturpark ist die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart, Schönheit 
und des für Langzeit- und Kurzurlaub besonderen Erholungswertes des südwestlichen Hunsrücks und des 
Saartales mit den begleitenden Höhenzügen von der Landesgrenze bis Kanzem.

Landschaftsschutzgebiet „LSG-L 02.01.03“
Ein Teil des Geltungsbereiches liegt innerhalb des ausgewiesenen Landschaftsschutzgebietes 
„Landschaftsschutzgebiet im Landkreis St. Wendel - in der Gemeinden Nonnweiler“ (LSG-L 02.01.03). Dies ist 
parallel zum vorliegenden Bauleitplanverfahren anzupassen.

Geplante neue Schutzgebietskulisse L 02.01.03 (grüne Linie) und Geltungsbereich (weiße Balkenlinie):

Waldabstand
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen von 
dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
•	 der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab­

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forstwirt­
schaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher 
Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu 
verzichten und 

•	 aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

RAHMENPLAN
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Quelle: ZORA, Z – 026/05, LVGL; Bearbeitung Kernplan GmbH, Stand: 26.04.2022, ohne Maßstab

4.  	ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

  	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M.  
§ 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür­
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten.  

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sind im sonstigen Sondergebiet untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen (§  14 BauNVO) 
zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet 
gelegenen Grundstücke oder des Baugebietes selbst 
dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. 
Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten ent­
sprechend. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im sonstigen Sondergebiet befestigte Lager- und Ab­
stellflächen, Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, Wege 
und weitere Erschließungselemente zulässig. (siehe 
ergänzend auch Festsetzung der Flächen für Stell­
plätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB).

5.  	FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
  	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. 
Stellplätze sind in der dafür festgesetzten Fläche 
sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig.  Eine temporäre Nutzung der festgesetz­
ten Stellplatzfläche als Veranstaltungsfläche ist zuläs­
sig. Die temporäre Unterbringung weiterer Anlagen 
und Einrichtungen, die für die ordnungsgemäße 
Durchführung von Events erforderlich sind, sind inner­
halb der entsprechend gekennzeichneten Fläche für 
Stellplätze ebenfalls zulässig. 

6. 	 FLÄCHE MIT BESONDEREM 
NUTZUNGSZWECK; HIER: SEILBAHN		
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 9 BAUGB

Siehe Plan. 

7. 	 ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHE		
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 

8. 	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER  
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
ERSCHLIESSUNGSWEG 
	GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 

9. 	 UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 20-KV-MITTELSPANNUNGSKABEL 

	 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan. 
Die Schutzstreifenbreite beträgt 2,0 m (jeweils 1,0 m 
beidseits der Kabeltrasse).

10.	 GRÜNFLÄCHEN
 	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan. 
Innerhalb der Grünflächen sind eine Seilbahn in 
aufgeständerter Bauweise und mit zugehörigen 
Nebenanlagen sowie Forstwirtschaftswege zulässig. 

11. 	WASSERFLÄCHE; HIER: ENGELSBACH 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 16 BAUGB

Siehe Plan. 

12.	 WALDFLÄCHEN 
 	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 18 BAUGB

	 Zulässig sind:

Siehe Plan. 
Innerhalb der Waldflächen sind Nutzungen zulässig, 
die dem Betrieb des Freizeitzentrums dienen und der 
Waldfunktion nicht entgegen stehen.  

8.    Seilbahn in aufgeständerter Bauweise mit zugehö­
rigen Nebenanlagen,

11.	Forstwirtschaftswege.

13. 	MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT 

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 
1 NR. 25 B BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft ist eine Seilbahn in aufgeständerter 
Bauweise und mit zugehörigen Nebenanlagen zuläs­
sig. 

Vermeidungsmaßnahme VB1: Zum Schutz 
und zur Verhinderung einer unbeabsichtigten 
Inanspruchnahme von angrenzenden sensib­
len Bereichen (Landschaftsschutzgebiet, FFH-LRT 
6510-Wiesen) ist während der Bauarbeiten in den 
einzelnen Sondergebieten ein Bauzaun entlang der 
jeweils angrenzenden Schutzgebietsgrenze bzw. der 
FFH-LRT 6510-Wiesen zu errichten.

Vermeidungsmaßnahme VB2: wo die Trasse der 
Standseilbahn durch ökologisch sensible Bereiche führt, 
hat in Absprache mit der ökologischen Baubegleitung 
eine Abgrenzung des benötigen - auf das Minimum 
beschränkten - Baufeldes mittels Flatterband oder sog. 
„Zwiebelsackbarrieren“ zu erfolgen, um die Nutzung 
angrenzender Bereiche zu unterbinden.

Vermeidungsmaßnahme VB3: Da das mit 
Einzelindividuen von Überplanungen betroffene 
Breitblättrige Knabenkraut (Dactylorhiza majalis) im 
Saarland (und insbesondere im direkten Umfeld der 
Eingriffsgebiete) noch relativ häufig und in grö­
ßeren Individuenzahlen auftritt, wird keine grund­
sätzliche Notwendigkeit einer Umsiedlung gesehen. 
Insbesondere besteht keine gesetzliche Pflicht für eine 
Umsiedlung. Davon unabhängig soll als unterstützen­
de Maßnahme der Art vor Beginn der Bauarbeiten 
innerhalb der Sondergebiete SO 1 und SO 3 eine 
Umsiedlung der betroffenen Individuen in eine west­
lich an den Geltungsbereich anschließende wechsel­
feuchte Wiesenbrache des FFH-LRT 6510 erfolgen. Auf 
dieser derzeitig brach liegenden Wiese ist die später 
beschriebene Ausgleichsmaßnahme A3 vorgesehen 
(mit Wiederaufnahme der Nutzung), die die notwendi­
ge Pflege und damit den dauerhaften Erhalt als geeig­
neten Wuchsstandort für Dactylorhiza majalis sichern
soll. 

Die Umsiedlung soll in die östlich liegenden 
Randbereiche der Wiesenbrache erfolgen, wo die 
feuchtesten Bedingungen herrschen und bereits 
aktuell etliche Individuen der Art vorkommen. Die 
Umsiedlungsmaßnahme sollte am besten im Mai/Juni 
erfolgen, da unmittelbar während oder nach der Blüte 
(noch vor der Samenreife, damit sich die neuen Samen 
am Ersatzstandort ausbreiten können) die Pflanzen die 
beste Chance haben, sich an ihrem neuen Standort 
anzusiedeln. Die Rosetten werden inkl. Knollen und 
so weit wie möglich gesamtem Wurzelsystem mitsamt 
des sie umgebenden Erdmaterials in einem Volumen 
von ca. 40 cm x 40 cm x 30 cm (L x B x H) vorsich­
tig ausgegraben/ausgestochen und auf Paletten o.ä. 
gelagert. Dabei ist darauf zu achten, dass die (fin­
gerförmig gespaltenen) Knollen vollständig erhalten 
bleiben. Ebenso muss eine möglichst große Menge 
der Symbiosepilze, ohne die die Pflanzen nicht keimen 
können, mit umgesiedelt werden, weshalb auf die 
möglichst große Unversehrtheit des Wurzelsystems 
zu achten ist. Beim Entfernen der Individuen aus der 
Ausgangsfläche ist jegliches Schütteln, das zu einer 
Vibration des Wurzelsystems führt, zu minimieren, 
da dies für die eingewachsenen Wurzelhaare mit 
Bodenmikropartikeln schädlich wäre.

An den Empfängerstandorten ist zunächst der 
Oberboden zu einem Wall aufzuschieben und im 
Anschluss ein der Umsiedlungsmasse entsprechender 
Bodenanteil auszuheben. Im Anschluss wird das aus­
gehobene Loch mit der Umsiedlungsmasse gefüllt 
und angedrückt. Diese Vorgehensweise ermöglicht 
nicht nur das Umsiedeln der Orchideen, sondern 
auch das der Mykorrhiza-Pilze und des im direkten 
Umfeld des Wuchsstandortes im Boden vorhandenen 
Samenmaterials.

Während der Bauphase ist durch eine vom Bauherrn zu 
beauftragende fachlich qualifizierte Person eine natur­
schutzfachliche Baubegleitung durchzuführen, um die 
Beachtung der festgesetzten Maßnahmen zu gewähr­
leisten. Dies schließt insbesondere die Umsiedlung 
der im Eingriffsbereich wachsenden Individuen des 
Breitblättrigen Knabenkrautes (Dactylorhiza majalis) 
vor Baubeginn mit ein.

Vermeidungsmaßnahme V1: Zum Schutz und zur 
Verhinderung einer unbeabsichtigten Inanspruchnahme
der westlich an den bestehenden Parkplatz bzw. die 
Modellauto-Rennbahn des RCR-Peterberg e.V. angren­
zenden FFH-LRT 6510-Wiese in Erhaltungszustandes A 
(AAA) ist entlang der Wiese ein Zaun oder eine andere 
effektive Abtrennung dauerhaft zu errichten.

Biotoperhaltungsmaßnahme B1: Die dem 
Bebauungsplan zum benachbarten Turnerheim 
zugewiesenen Ausgleichsmaßnahmenflächen wer­
den von Überplanungen ausgespart. Die in diesem 
Bebauungsplan vorgegebenen Pflegemaßnahmen 
werden unverändert übernommen.

Die insgesamt ca. 2 ha große Maßnahmenfläche umfasst 
neben dem Borstgrasrasen des FFH-LRT 6230 in EHZ 
B (inkl. Arnikabeständen) submontanen Magerwiesen 
des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ sowie Magerwiesen des 
FFH-LRT 6510 in EHZ B und C (kleinflächig brach­
liegend). Kleinflächig sind Wiesen(brachen) frischer 
Standorte ohne LRT-Ausprägung eingelagert. 

Die gesamte Fläche ist regelmäßig einmal (bei Bedarf 
maximal zweimal) im Jahr zu mähen. Zum Schutz 
der vorkommenden wertgebenden Tagfalter soll die 
Fläche nicht komplett, sondern in mindestens zwei 
Abschnitten gemäht werden. Die Mahd darf erst nach 
dem Aussamen der hier auftretenden Pflanzenart 
Arnica montana erfolgen (ca. ab Mitte Juli), ein poten­
zieller zweiter Schnitt nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit. 

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun­
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge­
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund­
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju­
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. 
I S. 2240).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser­
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge­
setzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1237).

•	 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Ok­
tober 2022 (BGBl. I S. 1792).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu­
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. 
Oktober 2022 (Amtsbl. I S. 1296).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar­
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän­
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

•	 Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Oktober 1977 (Amtsbl. I S. 1009), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 161 des Gesetzes vom 8. De­
zember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden­
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).
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TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT. 
Stand Katastergrundlage: 11/2019

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der 
digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass 
die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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Das Befahren und Bearbeiten der Flächen ist ausschließ­
lich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhältnissen 
durchzuführen. Das Mähgut ist von der Fläche zu ent­
fernen. Auf die Verwendung von Düngemitteln aller 
Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-syn­
thetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. Ein 
Mulchen der Fläche ist nicht zulässig.

Biotoperhaltungsmaßnahme B2: Erhaltung ökologisch 
hochwertiger Magerwiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ 
B und B+ durch die Vorgabe von verbindlich einzuhal­
tenden Pflegemaßnahmen.

Die im Maßnahmenplan gekennzeichneten Wiesen 
sind regelmäßig einmal (bei Bedarf maximal zwei­
mal) im Jahr zu mähen mit einem frühesten Schnitt 
nicht vor der Hauptblütezeit der bestandsbildenden 
Gräser. Als Orientierungstermin kann ca. Mitte Juni/
Anfang Juli angenommen werden, optimal ist ein 
frühster Schnitt nicht vor dem 1. Juli. Ein potenzieller 
zweiter Schnitt kann nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit erfolgen. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen. Das Mahdgut 
ist von der Fläche zu entfernen, mulchen ist nicht 
zulässig. Auf die Verwendung von Düngemitteln aller 
Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten.

Zur Erhöhung der Strukturvielfalt und zur Erhöhung 
der Bedeutung als Schmetterlingslebensraum hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege mit immer wieder 
eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen zu erfolgen. 
An jährlich wechselnden Standorten sind auf jeweils 
ca. 5 - 10 % der Fläche ca. 3 m breite Brachestreifen 
als Blüh- und Altgrasstreifen stehen zu lassen, um 
ein ausreichendes Angebot an Refugiallebensräumen, 
Ausbreitungsquellen und Überwinterungsplätzen für 
die Fauna zu bieten.

Dieser Maßnahmentyp umfasst drei insgesamt ca. 2,1 
ha große Teilbereiche mit Wiesen des FFH-LRT 6510. 
Größtenteils liegen diese am Hang des Peterberges 
und sind in EHZ B+ ausgebildet. Dabei handelt es sich 
um eine ca. 0,16 ha große Wiese südlich und einen ca.
1,89 ha großen Wiesenbereich nördlich der 
Ausgleichsmaßnahmenflächen zum Turnerheim am 
Hang des Peterbergs. Darüber hinaus betrifft der 
Maßnahmentyp B2 eine ca. 0,05 ha große Böschung 
mit wiesenähnlicher Vegetation, die dem FFH-LRT 6510 
in EHZ B zugeordnet wird, nördlich des bestehenden 
Parkplatzes mit Schotterrasen.

Ausgleichsmaßnahme A1: Umwandlung von stand­
ortfremden, ökologisch geringwertigen Fichtenhecken 
und angrenzenden Wiesen frischer Standorte in ökolo­
gisch hochwertige regionaltypische Laubholzbestände.

Die beiden im Geltungsbereich liegenden standort­
fremden Fichtenbestände sowie die teilweise angren­
zenden Wiesenflächen sind in den beiden im Plan 
gekennzeichneten Bereichen in ökologisch hochwerti­
ge regionaltypische Laubholzbestände umzuwandeln. 
Die Fichten sind zu entfernen und durch heimische 
Laubholzarten der unten stehenden Pflanzliste zu 
ersetzen.

In der Kernzone ist jeweils alle ca. 10 - 15 m ein hoch­
stämmiger Laubbaum I. oder II. Ordnung zu pflanzen. 
Die hochstämmigen Laubbäume sind anzupfahlen. 
Dazwischen und zu den Rändern hin als Mantelzone 
sind Gruppen-Strauchpflanzungen in einem Abstand 
von ca. 1,5 m - 2 m zueinander anzulegen sowie ein­
gelagert weitere Baumartige II. Ordnung als Heister 
zu pflanzen. Bei den Sträuchern werden jeweils 3-5 
Individuen derselben Art in Gruppen gesetzt, wobei 
eine Kombination von möglichst vielen Arten (min­
destens vier Arten) erfolgen soll. Nach außen hin ist 
ein gestufter Rand zu entwickeln. Bei Bedarf ist der 
Bestand vor Wildverbiss zu schützen.

Pflanzliste:
Für die Baum-Heister/hochstämmigen Laubbäume 
sind folgende Arten zu verwenden:
•	 Berg-Ulme (Ulmus glabra)
•	 Birke (Betula pendula)
•	 Buche (Fagus sylvatica) 
•	 Elsbeere (Sorbus torminalis)  
•	 Hainbuche (Carpinus betulus) 
•	 Feld-, Spitz- und Bergahorn (Acer campestre/A. pla­

tanoides/A. pseudoplatanus)
•	 Sommerlinde (Tilia platyphyllos) 
•	 Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/Q. petraea)
•	 Süßkirsche (Prunus avium)
•	 Traubenkirsche (Prunus padus)
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia) 

Für die Sträucher sind über die oben genannten Arten 
hinaus folgende Arten zu verwenden:
•	 Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
•	 Echte Mehlbeere (Sorbus aria)
•	 diverse Wildrosen (Rosa spec.)
•	 Hasel (Corylus avellana) 
•	 Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
•	 Himbeere (Rubus idaeus)
•	 Holunder (Sambucus nigra und S. racemosa) 
•	 Hundsrose (Rosa canina)
•	 Salweide (Salix caprea)
•	 Schlehe (Prunus spinosa) 
•	 Schneeball (Viburnum opulus) 
•	 Weißdorn (Crataegus monogyna/laevigata)

Ggf. können in Absprache mit der Unteren 
Naturschutzbehörde zusätzliche Arten verwendet wer­
den.

Mindestpflanzqualität:
hochstämmige Laubbäume: 3 - mal verpflanzt mit 
durchgehendem Leittrieb, mindestens 12 cm -14 cm 
Stammumfang (StU) gemessen in 1 m Höhe
Heister: 2-mal verpflanzt, Höhe 125-250 cm
Sträucher: 2-mal verpflanzt, Höhe 60-120 cm

Es sind gebietsheimische, zertifizierte Gehölze mit der 
regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur 
Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 
2012) zu verwenden.

Pflege der Anpflanzungen:
Alle Anpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen. Die 
Gehölzpflanzen benötigen wie alle Neupflanzungen 
die obligatorische Anwuchspflege (Schnitt, Wässerung, 
etc.). Wenn nötig sind sie gegen Wildverbiss zu schüt­
zen. Die Pflanzarbeiten können im Frühjahr oder Herbst 
durchgeführt werden. Für alle Pflanzarbeiten gelten 
die Bestimmungen der DIN 18916 und DIN 18919. Für 
eine fachgerechte Pflege hat der Verursacher Sorge zu 
tragen. Dies gilt insbesondere für die ersten Jahre der 
Anpflanzungen (Herstellungspflege).

Die Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 
9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB. Ausfälle auf mehr als 10 % 
der Fläche sind zu ersetzen. Ein Zurückschneiden von 
in die umgebenden Wiesenflächen hineinreichenden 
Ästen ist möglich.

Ausgleichsmaßnahme A1a: Auf der nördlichen 
Fläche mit aktueller Fichtenbestockung sind statt des 
Fichtenbewuchses den (zukünftigen) Laubholzbestand 
umgebende Wiesen frischer Standorte (Maßnahme 
A1a) vorgesehen. Diese dienen als Puffer zu den 
nach Osten und Süden angrenzenden FFH-LRT 
6510-Wiesen in EHZ B+. Es werden keine speziellen 
Pflegemaßnahmen vorgegeben.

Ausgleichsmaßnahme A2: Entwicklung einer FFH-
LRT 6510-Wiese in EHZ B durch die ökologische 
Aufwertung einer bestehenden Wiese.

Auf einem Wiesenbereich frischer (im Bereich eines 
Grabens wechselfeuchter) Standorte zwischen der 
Abfahrtsstrecke der Sommerrodelbahn im Osten sowie 
den Schleppschienen der Rodelschlitten im Westen soll 
mit Hilfe einer Änderung des derzeitigen Pflegeregimes
(mähen statt wie aktuell mulchen) eine FFH-LRT 6510-
Wiese in EHZ B entwickelt werden.

Die Wiese ist regelmäßig ein- bis maximal zweimal 
pro Jahr zu mähen mit einem frühesten ersten Schnitt 
nicht vor der Hauptblütezeit der bestandsbildenden 
Gräser. Als Orientierungstermin kann ca. Mitte Juni/
Anfang Juli angenommen werden, optimal ist ein 
frühster Schnitt nicht vor dem 1. Juli. Ein potenzieller 
zweiter Schnitt kann nach etwa acht bis zehn Wochen 
Ruhezeit erfolgen. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen. Das Mahdgut 
ist jeweils von der Fläche zu entfernen, ein Mulchen ist 
nicht zulässig. Auf die Verwendung von Düngemitteln
alle Art sowie den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, 
Insektiziden, Rodentiziden und anderen chemisch-syn­
thetischen Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten.

Südwest einzufordern. 
•	 Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
•	 Sollte an dem betreffenden Standort ein Anschluss an das Telekommunikationsnetz der Telekom benötigt 

werden, bittet die Telekom zur Koordinierung mit der Verlegung anderer Leitungen sich rechtzeitig in Verbin­
dung zu setzen.

energis-Netzgesellschaft mbH
•	 Im Geltungsbereich befinden sich 0,4-kV-Kabel, 20-kV-Kabel und eine Ortsnetzstation der energis-Netzge­

sellschaft mbH bzw. der energis GmbH.
•	 Nach geltenden DVGW- und VDE-Richtlinien müssen zu den Versorgungsleitungen die geltenden Schutz­

abstände eingehalten werden. Die Schutzstreifenbreite beträgt 1,0 m (jeweils 0,5 m beiderseits der Ka­
beltrasse) bei den 0,4-kV-Erdkabeln und 2,0 m (jeweils 1,0 m beiderseits der Kabeltrasse) bei 20-kV-Erd­
kabeln.

•	 Kabel- und Leitungstrassen Wartung und dürfen nicht überbaut bzw. bepflanzt werden und müssen zum 
Zwecke der Inspektion, Wartung und Instandsetzung frei zugänglich sein. Alle geplanten Einzelmaßnahmen 
im Bereich der Anlagenteile, insbesondere Geländeniveauveränderungen oder Anpflanzungen, bedürfen der 
Zustimmung der energis-Netzgesellschaft mbH.

•	 Grundsätzlich sind Baumaßnahmen im Bereich der Anlagen im Vorfeld mit der energis-Netzgeselschaft mbH 
abzustimmen. Der Bauherr bzw. das bauausführende Unternehmen möge sich bitte vor Baubeginn an die 
Organisationseinheit B SN wenden. 

•	 Entsprechende Einweisungspläne der Versorgungsleitungen können über die Planauskunft, Organisations­
einheit Netzdokumentation, zur Verfügung gestellt werden. Neuanschlüsse und Leistungsbezugsänderungen 
von Netzanschlüssen sind vom Bauherrn / Netzanschlussnehmer dem Netzvertrieb frühzeitig anzuzeigen. 

LVGL
•	 Durch die Planungsmaßnahme könnte der Lagefestpunkt 6408/3/00 mit seinen Stationspunkten gefährdet 

werden. Es wird darum gebeten sich rechtzeitig vor Aufnahme entsprechender Arbeiten mit dem Landesamt 
für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung, Sachgebiet 2.1; Geodätische Grundlagen, AFIS in 
Verbindung zusetzen, um gegebenenfalls Verlegungs- oder Sicherungsmaßnahmen vornehmen zu können.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Nonn- 
weiler möglich.

Zur Kontrolle des Erfolges der Maßnahmen ist auf 
den von den Maßnahmen betroffenen Wiesen zur 
Überprüfung, ob sich das gewünschte Entwicklungsziel 
einstellt, ab dem zweiten Jahr nach Durchführung der 
Maßnahme alle zwei Jahre im Mai/Juni durch fach­
kundige Personen der Entwicklungszustand der Wiese 
zu prüfen. Dies geschieht m Rahmen floristischer 
Bestandsaufnahmen auf den Maßnahmenflächen. Die 
Ergebnisse sind zu dokumentieren und der unte­
ren Naturschutzbehörde zur Prüfung vorzulegen. Das 
Monitoring hat so lange zu erfolgen, bis in zwei auf­
einander folgenden Untersuchungsdurchgängen die 
angestrebte Vegetationszusammensetzung (FFH-LRT 
6510 in EHZ B bzw. B+ nachgewiesen wurde. 

Je nach Entwicklungszustand sind im Bedarfsfall in 
Abstimmung mit dem LUA Korrekturmaßnahmen fest­
zulegen. Hier sind beispielsweise eine Änderung des 
Mahdregimes (z.B. zusätzliche Aushagerungsmahd) 
oder ein Heumulch-/Grasschnittauftrag aus umliegen­
den Spenderflächen von Wiesen in der Qualifizierung 
des FFH-LRT 6510 B/B+. Diese sind im direkten Umfeld 
in großem Flächenumfang vorhanden. Durch deren 
Nutzung kann die Einbringung von autochthonen, an 
die vorliegenden Standort- und Witterungsbedingungen 
angepassten Arten gewährleistet und die floristische 
Identität des Raumes bewahrt werden. 

Zur Kontrolle, ob die Vermeidungs-/Minimierungs-
maßnahmen während der Bauarbeiten zielführend 
waren und der Schutz benachbarter, ökologisch sehr 
hochwertiger Wiesen erreichen wurde, sind ein Jahr 
nach Abschluss der Bauarbeiten die den jeweili­
gen Baufeldern benachbarten Wiesenbereiche (FFH-
LRT 6510 Wiesen sowie dem Trassenverlauf der 
Seilbahn benachbarte Borstgrasrasenbereiche) auf 
ihre unveränderte Wertigkeit hin zu kontrollieren. 
Sollten negative, auf die Bautätigkeiten zurückzu­
führende Veränderungen festgestellt werden, sind 
in Abstimmung mit dem LUA Korrekturmaßnahmen 
durchzuführen.

Daneben hat eine Kontrolle des Erfolgs der 
Umwandlung der beiden Nadelholzbestände (und 
angrenzender Wiesen frischer Standorte) in regio­
naltypische Laubholzbestände (Maßnahmen A1) zu 
erfolgen. Dazu sind nach Abschluss der Fertigstellungs- 
und Entwicklungspflege nach 3 bis 4 Jahren durch 
Fachleute Überprüfungen der Gehölzanpflanzungen 
durchzuführen. Eventuelle Ausfälle sind zu ersetzen.

14. 	ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Erhaltungsmaßnahme E1: Erhalt bestehender 
Gehölzbestände, Waldränder und Baumreihen

Die im Maßnahmenplan entsprechend gekennzeich­
neten bestehenden Gehölzbestände, Waldränder und 
Baumreihen sind zu erhalten. Größere Ausfälle (> 10 
%) sind zu ersetzen.

Spezielle Pflegemaßnahmen werden nicht vorgege­
ben. Eine waldwirtschaftliche Nutzung ist ebenso wie 
ein regelmäßiges Zurückschneiden zur Verhinderung 
des Einwachsens in die benachbarten Wiesenflächen 
möglich. Ebenso sind im Zusammenhang mit der 
einzuhalten Verkehrssicherungspflicht Fällungen und 
Rückschnitte nicht mehr standsicherer Bäume erlaubt.
Hierzu zählen:
•	 Erhalt des im Nordwesten in das SO 1 hineinragen­

den Waldrandes (im Bereich der Talstation der auf­
geständerten Seilbahn)

•	 Erhalt der Gehölzbestände innerhalb des Sonderge­
bietes SO 3 sowie des im Westen hineinragenden 
Feldgehölzes 

•	 Erhalt der Feldgehölze innerhalb des Sondergebie­
tes SO 4

•	 Erhalt der vorhandenen Baumreihe nördlich der 
Bergstation der Sommerrodelbahn

•	 Erhalt der Baumreihen innerhalb der Parkplätze

15.	 VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
IM SINNE DES BUNDES-IMMISSIONS- 
SCHUTZGESETZES

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Der tägliche Betrieb der Freizeitangebote ist nur 
zur Tagzeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr zuläs­
sig. Ausgenommen hiervon ist der Betrieb von 
Gastronomie sowie die Durchführung einzelner 
Sonderveranstaltungen.

16.	 KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Ausgleichsmaßnahme A3: Entwicklung einer sub­
montanen Magerwiese des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ 
durch ökologische Aufwertung einer im Nordwesten 
an den Geltungsbereich angrenzenden FFH-LRT 
6510-Wiesenbrache frischer bis wechselfeuchter 
Standortbedingungen in derzeit EHZ B+. 

Eine derzeit brach liegende, im Nordwesten an den 
Geltungsbereich angrenzende FFH-LRT 6510-Wiese 
auf frischem bis wechselfeuchtem Standort in aktuell 
EHZ B/B+ soll in eine regelmäßig gemähte submon­
tane Magerwiese des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ auf­
gewertet werden. 

Gleichzeitig dient diese Wiese als Empfängerfläche 
für die innerhalb der Eingriffsflächen wachsen­
den, umzusiedelnden Individuen des Breitblättrigen 
Knabenkrautes (Dactylorhiza majalis) (siehe oben 
beschriebene Vermeidungsmaßnahme VB3). Das 
Pflegeregime berücksichtigt daher die Ansprüche von 
Dactylorhiza majalis.

Es soll zukünftig eine regelmäßige, extensive 
Grünlandnutzung erfolgen. Die Fläche ist regelmäßig 
ein- (ausnahmsweise auch zweimal) im Jahr zu mähen 
mit einem frühesten Schnitt nicht vor dem 1. Juli. 
Optimal ist ein Schnitt Mitte/Ende Juli. In den ersten 
drei Jahren ist zur Ausmagerung der Fläche eine frühe 
Mahd zwischen Ende Mai und Anfang Juni durchzu­
führen mit einem folgenden zweiten Schnitt nach acht 
bis zehn Wochen. Ebenso sind bei einer erkannten 
unerwünschten Nährstoffanreicherung im Abstand von 
mehreren Jahren zweischürige Jahre einzustreuen.

Zur Erhöhung der Strukturvielfalt und zur Erhöhung 
der Bedeutung als Schmetterlingslebensraum hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege mit immer wieder 
eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen zu erfolgen. 
An jährlich wechselnden Standorten sind auf jeweils 
ca. 5 - 10 % der Fläche ca. 3 m breite Brachestreifen 
als Blüh- und Altgrasstreifen stehen zu lassen, um 
ein ausreichendes Angebot an Refugiallebensräumen, 
Ausbreitungsquellen und Überwinterungsplätzen für 
die Fauna zu bieten. Möglich ist auch eine auf zwei 
bis drei Jahre aufgeteilte Pflegerotation, d.h. eine 
abschnittsweise bzw. mosaikartige Nutzung an jähr­
lich jeweils wechselnden Standorten. Dies gilt insbe­
sondere bei einer zweischürigen Pflege, da dadurch 
einem Teil der Population die Samenreife ermöglicht 
wird.

Das Befahren und Bearbeiten der Flächen ist ausschließ­
lich bei geeigneten Boden- und Witterungsverhältnissen 
durchzuführen. Bei den genutzten Fahrzeugen/Geräten 
ist darauf zu achten, dass kein hoher Bodendruck 
und keine Bodenbeschädigung (Fahrspuren) entste­
hen. Das Mahdgut ist jeweils vollständig von der 
Fläche zu räumen. Mulchen ist nicht zulässig. Auf 
die Verwendung von Düngemitteln alle Art sowie 
den Einsatz von Pestiziden, Herbiziden, Insektiziden, 
Rodentiziden und anderen chemisch-synthetischen 
Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. Eine Drainage 
der Fläche ist ebenso wie alle Aktivitäten, die zu einer
Trockenlegung oder trockeneren Bodenbedingungen 
führen könnten, verboten.

Die Pflege verhindert das Verbuschen, Verstauden und 
Verfilzen der Fläche, beugt der Streuakkumulation mit 
der Bildung einer zu dichten Streuauflage vor, reduziert 
die Biomasse konkurrierender Pflanzen und erhöht die 
Licht- und Wärmeeinstrahlung, so dass Photosynthese
und im günstigsten Fall auch Mykorrhizierung gefördert 
werden. Dadurch werden die Standortbedingungen 
für Dactylorhiza majalis optimiert, so dass gute 
Grundlagen für ein (auch zukünftiges) Vorkommen 
geschaffen werden.

Die Kompensation des nicht innerhalb des 
Geltungsbereiches ausgleichbaren ökologischen 
Defizits sowie der Inanspruchnahme von FFH-LRT 
6510-Wiesen in EHZ B+/A muss durch externe 
Kompensationsmaßnahmen erfolgen. Sowohl die 
Kompensation des ökologischen Defizits als auch 
die Kompensation der in Anspruch genommenen 
FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ bzw. A (für deren 
Inanspruchnahme eine Ausnahme bzw. Befreiung 
beantragt wird) sollen durch das vertraglich gesicherte 
Einbringen von drei Ökokontoprojekten der Naturland 
Ökoflächen Management GmbH (ÖfM) erfolgen.

Es handelt sich um die drei ÖfM-Ökokontomaßnahmen:
•	 „Extensiv genutztes Halboffenland“ in den Gemar­

kungen Sötern und Eisen (Gemeinde Nohfelden) 
und Schwarzenbach Gemeinde Nonnweiler)

•	 „Entwicklung von Magergrünland“ in den Gemar­
kungen Steinberg-Deckenhardt und Mosberg-Rich­
weiler (Gemeinde Oberthal und Gemeinde Nohfel­
den)

•	 „Extensiv genutztes Halboffenland bei Leitzweiler“ 
in der Gemarkung Theley (Gemeinde Tholey)

Die Lage der eingebrachten ÖfM-Ökokontomaßnahmen-
flächen im Bezug zum Bebauungsplangebiet ist der 
nebenstehenden Abbildung zu entnehmen.

Wie das Plangebiet liegen alle drei Maßnahmenflächen 
naturräumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-
Nahe-Berglandes (2.03.01V) und eignen sich daher 
zur Kompensation des infolge des Planvorhabens ent­
stehenden ökologischen Defizits.

Ökokontoprojekt 1: „Extensiv genutztes Halboffen-
land“ in den Gemarkungen Sötern und Eisen 
(Gemeinde Nohfelden) und Schwarzenbach (Gemeinde 
Nonnweiler)

Der größte Teil der Kompensation des öko­
logischen Defizits erfolgt über das Einbringen 
der Ökokontomaßnahme „Extensiv genutztes 
Halboffenland“ in den Gemarkungen Sötern und Eisen 
(Gemeinde Nohfelden) und Schwarzenbach (Gemeinde 
Nonnweiler). Der Genehmigungsbescheid wurde am 
02.11.2020 erstellt und hat das AZ 3.1/22820/6.1.0.4/
GÜG/Sn. Ziel der Maßnahme ist die Entwicklung 
bzw. Erweiterung hochwertiger naturraumtypischer 
Magergrünland-Nassbrachen-Komplexe. Damit 
soll eine Verbesserung der funktionalen und räum­
lichen Kohärenz des FFH-LRT 6510 erreicht wer­
den. Aus diesem Ökokontoprojekt werden insgesamt 
acht Flächen dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum 
Peterberg“ zum Ausgleich (Ausnahmegenehmigung 
für die Inanspruchnahme von LRT 6510-Wiesen in EHZ 
B+) bzw. Ersatz (Gewährung einer Befreiung für die 
Inanspruchnahme von LRT-6510-Wiesen in EHZ A) der 
in Anspruch genommenen gesetzlich geschützten LRT 
6510-Wiesen zugeordnet.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 290.929 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft und entsprechend aus 
dem Ökokonto-Projekt ausgebucht. Gleichzeitig 
dient diese Maßnahme multifunktional wirkend 
zur Kompensation für die auf einer Fläche von ca. 
2,135 ha in Anspruch genommenen gesetzlich 
geschützten FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ B+/A. 
Laut Genehmigungsbescheid sind im Rahmen der 
Ökokontomaßnahme für den Funktionalausgleich bei 
Eingriffen in den Lebensraumtyp „Magere Flachland-
Mähwiese“ 6510 insgesamt 14,43 ha anrechenbar. 
Davon werden ca. 6,31 ha in das Freizeitzentrum 
Peterberg-Projekt einfließen und entsprechend aus 
dem Ökokonto-Projekt ausgebucht werden.

Dem Bebauungsplan werden von diesem Ökokonto-
projekt insgesamt acht Flächen zugewiesen. Zwei 
von diesen Flächen werden zur Kompensation der 
betroffenen LRT 6510-Wiesen in EHZ B+ (Beantragung 
einer Ausnahmegenehmigung), die restlichen zur 
Kompensation der betroffenen LRT 6510-Wiesen in 
EHZ A (Beantragung der Gewährung einer Befreiung) 
herangezogen.

Entwicklungsziel
Als Minimal-Entwicklungsziel wird auf allen zugeord­
neten Flächen jeweils eine submontane Magerwiese 
des FFH-LRT 6510 in gutem Erhaltungszustand (EHZ 
B+) definiert und das Vorhandensein von mindestens 
9 B-Arten vorgegeben.

Nach Rücksprache mit der ÖfM, die schon seit 
Jahrzehnten Ökokontomaßnahmen durchführt und 
über einen entsprechenden Erfahrungsschatz verfügt, 
wird als Entwicklungsziel bei der Ökokontomaßnahme 
jeweils ein hervorragender Erhaltungszustand (EHZ 
A) mit einer Vielzahl an B-Arten (mindestens 10-13 
B-Arten) angestrebt (auf vergleichbaren Flächen 
anderer ÖfM-Maßnahmen wurden teilweise nach 
Umsetzung der Pflegemaßnahmen über 15 B-Arten 
nachgewiesen) und auf den Maßnahmenflächen auf­
grund der günstigen Standortbedingungen sowie der 
im letzten Jahr bei Stichprobenkontrollen festgestell­
ten Entwicklungstendenz auch das entsprechende 
Entwicklungspotenzial dafür gesehen.

Hinsichtlich der gesetzlichen Vorgabe bei der 
Betroffenheit von gesetzlich geschützten Biotopen, 
dass eine „Wiederherstellung auf gleichartige Weise“ 
erfolgen muss, muss nicht zwingend das wertgeben­
de Artenspektrum der Eingriffsflächen am Peterberg 
erreicht werden, es kann sich jedoch an diesem orien­
tieren.

Als anzustrebendes bzw. mögliches Zielartenspektrum 
können daher die in den Eingriffsflächen nachgewie­
senen B-Arten herangezogen werden. Hierbei han­
delt es sich mit Alchemilla xanthochlora (Gelbgrüner 
Frauenmantel), Alchemilla monticola (Bergwiesen-
Frauenmantel), Betonica officinalis (Heil-Ziest), 
Campanula rotundifolia (Rundblättrige Glockenblume), 
Colchicum autumnale (Herbst-Zeitlose), Dactylorhiza 
majalis (Breitblättriges Knabenkraut), Euphorbia 
cyparissias (Zypressen-Wolfsmilch), Euphrasia offici­
nalis ssp. rostkoviana/pratensis (Wiesen-Augentrost), 
Galium verum (Echtes Labkraut), Hieracium pilo­
sella (Kleines Habichtskraut), Listera ovata (Großes 
Zweiblatt), Knautia arvensis (Wiesen-Knautie), Luzula
campestris (Feld-Hainsimse), Pimpinella saxifraga 
(Kleine Bibernelle), Polygala vulgaris (Gewöhnliches 
Kreuzblümchen), Phyteuma nigrum (Schwarze 
Teufelskralle), Platanthera chlorantha (Grünliche 
Waldhyazinthe), Primula veris (Wiesen-Schlüsselblume), 
Ranunculus bulbosus (Knolliger Hahnenfuß), 
Rhinanthus minor (Kleiner Klappertopf), Sanguisorba 
minor (Kleiner Wiesenknopf), Succisa pratensis 
(Teufelsabbiss) und Viola canina (Hunds-Veilchen) 
durchweg um (teils extreme) Magerkeitszeiger.

Das vorgegebene Entwicklungsziel wird im Vertrag 
zwischen der Gemeinde Nonnweiler und der ÖfM 
entsprechend geregelt und muss bei den zukünftigen 
Monitoring-Untersuchungen und -berichten zu dem 
Ökokontoprojekt sowie beim Risikomanagement ent­
sprechend berücksichtigt werden (siehe später nach­
folgende Ausführungen).

Die Lage der dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum 
Peterberg“ zugeordneten Wiesen inkl. Kennung, 
Zielzustand und Flächengröße lässt sich der neben­
stehender  Abbildung entnehmen sowie zusätzlich der 
separaten Karte im Anhang dieses Umweltberichtes. Die 
bei den einzelnen Flächen angegebenen Nummern ent­
sprechen den jeweiligen Nummern der Bilanzeinheiten 
des im Auftrag der ÖfM erstellten Gutachtens zur 
Ökokontomaßnahme (Stand: Genehmigungsplanung, 
28.08.2020).

In der Abbildung wird differenziert zwischen den 
Wiesen, die zum Ausgleich der betroffenen FFH-LRT 
6510 in EHZ B+ herangezogen werden (Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung: Nr. 25 - 27, 29, 46, 56) 
sowie den Wiesen, die als Ersatz für die betroffe­
nen 6510-LRT-Wiesen in EHZ A dienen (Antrag auf 
Befreiung: Nr. 28 und 30).

Genauere Bestandsbeschreibungen sind dem 
separat erstellten Fachgutachten zum Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung (für den betroffenen LRT 
6510 in EHZ B+) bzw. Befreiung (für den betroffe­
nen LRT 6510 in EHZ A) für die Inanspruchnahme 
von gesetzlich geschützten Biotopen (Planungsbüro 
NEULAND-SAAR, 2023) sowie dem Gutachten zur 
Ökokontomaßnahme zu entnehmen.

Maßnahmenplanung inkl. Pflege
Im Folgenden ist die Maßnahmenplanung inkl. Pflege 
des Ökokontoprojektes, die die dem Bebauungsplan 
zugeordneten Flächen betrifft, (in der Regel wortwört­
lich) aufgeführt. Die Buchstaben-Nummer-Kombination 
der einzelnen Maßnahmen entspricht der Kennung der
Ökokontomaßnahme.

Flächenvorbereitende Maßnahmen
V 1: Entkusselung/Rodung und Erstpflege verbuschter 
Grünlandbrachen
Die verbuschten Grünlandbrachen müssen für eine 
Wiederaufnahme der Nutzung vorbereitet werden, 
indem der Gehölzaufwuchs entfernt wird und die 
Flächen im zeitigen Frühjahr abgeschleppt und gege­
benenfalls gestriegelt werden. Diese Maßnahme 
betrifft im konkreten Fall die Bilanzeinheit Nr. 56.

V 2: Verbesserung der floristischen Zusammensetzung 
durch Heumulchauftrag
Sowohl die gemäß V1 vorbereiteten Flächen als auch 
die bestehenden Grünländer werden mit Heumulch 
aus hochwertigen Spenderflächen geimpft, um das 
Arteninventar zu verbessern. Die Bestände werden 
hierzu streifenweise gefräst oder aufgegrubbert und 
das Mahdgut vorzugsweise nach einer 2-3-tägi­
gen Antrocknung auf der Spenderfläche mit einem 
Ladewagen mit Kurzschnitteinrichtung aufgenommen, 
zerkleinert und anschließend mit Dosierwalze auf 
der Empfängerfläche aufgebracht. Ein zusätzliches 
Anwalzen ist nach Erfahrungen der ÖfM nicht notwen­
dig. Bewährt hat sich ein ca. 15-20 cm hoher Auftrag 
der Mulchmenge. Die Auftragsmenge und damit die 
Breite der Fräs- bzw. Grubberstreifen soll sich an dem 
Zustand der Empfängerfläche orientieren. Besonders 
breite Streifen/größere Auftragsmengen sind bei den 
derzeitigen mesophilen Brachen (im konkreten Fall 
Bilanzeinheit 56) und dem großen, relativ blütenarmen 
Grünlandschlag in Teilfläche 1 (Bilanzeinheit 25) vor­
zusehen. Bei der Fläche 26 kann die Auftragsmenge 
entsprechend verringert werden. Als Spenderflächen 
sind Bestände auszuwählen, die als FFH-LRT 6510 im 
Erhaltungszustand A einzustufen sind.

LAGE DER EXTERNEN KOMPENSATIONSMASSNAHMEN

Diese Maßnahme ist auf allen dem Bebauungsplan 
„Freizeitzentrum Peterberg“ zugeordneten Flächen 
durchzuführen.

Die zusätzlich benötigten Spenderflächen zur 
Gewinnung des Mahdguts für die Heumulchsaat sind 
der Naturschutzbehörde im Vorfeld mitzuteilen.

V 3: Flächenvorbereitung nicht verbuschter Grünland-
brachen
Auch die noch nicht verbuschten jüngeren Grünland-
brachen erhalten vor Wiederaufnahme der Nutzung 
eine Erstpflege durch Abschleppen und/oder Striegeln 
im zeitigen Frühjahr.

Diese Maßnahme wird im konkreten Fall für die 
Bilanzeinheit Nr. 46 vorgegeben.

Diese flächenvorbereitenden Maßnahmen wurden 
bereits von der ÖfM im Rahmen des Ökokontoprojektes
durchgeführt.

Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen
Auf dem größten Teil der Standorte (Flächen Nr. 25-30 
sowie 56) wird folgendes Mahdregime festgelegt:

1-schürige Mahd nicht vor dem 01.07., Abräumen des 
Mahdguts, kompletter Verzicht auf Dünger, Insektizide, 
Pestizide und Herbizide

Zur Förderung insbesondere der Insektenfauna (als 
Rückzugsraum oder zur vollständigen Metamorphose 
von Schmetterlingen innerhalb spezifischer 
Wirtspflanzen) werden - vorzugsweise am Rand der 
Flächen - jährlich alternierend Altgrasstreifen von 
mindestens 10 m Breite belassen. Die Flächengröße 
sollte 10% der Gesamtfläche des Schlages nicht 
unterschreiten. Das Befahren und Bearbeiten der 
Flächen ist ausschließlich bei geeigneten Boden- und 
Witterungsverhältnissen durchzuführen.

P 2: Bewirtschaftung feuchter bis nasser Standorte
An den feuchteren Standorten wird der Mahdzeitpunkt 
weiter nach hinten verschoben. Insbesondere soll wert­
gebenden Arten wie z.B. dem Teufelsabbiss (Succisa 
pratensis) oder der Grünen Waldhyazinthe (Platanthera 
chlorantha) (die sich auf der Fläche etablieren könnten)
ein vollständiges Abblühen bis zur Diasporenreife 
erlaubt werden. Der früheste Mahdtermin wird in 
diesen Bereichen daher auf den 15. August festgelegt. 
Ansonsten gelten die Vorgaben der Maßnahme P 1. 
Diese Maßnahme betrifft die Fläche Nr. 46.

1-schürige Mahd nicht vor dem 15.08., Abräumen des 
Mahdguts, kompletter Verzicht auf Dünger, Insektizide, 
Pestizide und Herbizide

Diese Maßnahmen werden nahezu vollstän­
dig von den Maßnahmenbeschreibungen des 
Ökokontoprojektes übernommen. Aus gutachterlicher 
Sicht sind diese auch unter Berücksichtigung des 
geänderten Entwicklungsziels, das über die zugelasse­
ne Ökokontomaßnahme hinausgeht (ursprünglich LRT 
6510 in EHZ B, nun LRT 6510 in EHZ B+ mit mindes­
tens 9 B-Arten), zielführend.

In Tabelle 16 des Umweltberichtes (Kapitel 18.2.1.2) 
sind die auf den einzelnen Flächen durchzufüh­
renden Maßnahmen aufgelistet. Hierbei wird dif­
ferenziert zwischen Wiesen, die dem Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung zugeordnet sind (grün hinter­
legt) und den Wiesen, die dem Befreiungsantrag zuge­
wiesen sind (ohne farbliche Hinterlegung). Gleichzeitig 
kann der Tabelle der jeweilige Ausgangs- und 
Zielzustand entnommen werden. Die Ausführungen 
beim Ausgangszustand der einzelnen Flächen sind den 
Beschreibungen/Bewertungen des im Auftrag der ÖfM 
erstellten Fachgutachtens zu der Ökokontomaßnahme 
(Stand: Genehmigungsplanung, 28.08.2020) entnom­
men bzw. stammen von direkt erhaltenen Angaben 
des Gutachtenerstellers (ARK - Umweltplanung und 
-consulting, Herr Dr. Weyrich). 

Die Errichtung von PV-Modulen ist auf allen Maß-
nahmenflächen zu unterlassen.

Monitoring und Risikomanagement
Zur Kontrolle, ob das Entwicklungsziel auf den ein­
zelnen Flächen erreicht wird, ist ein Monitoring 
inkl. Risikomanagement durchzuführen. Die dem 
Bebauungsplan zugeordneten Maßnahmenflächen 
sind dazu im dritten, fünften, achten und zehn­
ten Jahr nach Durchführung der flächenvorberei­
tenden Maßnahmen (Heumulchauftrag aus Wiesen 
des FFH-LRT 6510 in EHZ A) vegetationskundlich 
zu erfassen und auf die Erreichung des Mindest-
Zielzustandes (FFH-LRT 6510 in EHZ B+ mit mindes­
tens neun B-Arten) zu kontrollieren. Angestrebt wird 
die Entwicklung von FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ A 
mit mindestens 10-13 B-Arten. Als Orientierung für 
das anzustrebende Zielartenspektrum kann das oben 
beim Entwicklungsziel aufgeführte Zielartenspektrum 
herangezogen werden.

Die Ergebnisse sind mit Fotos und Artenlisten zu doku­
mentieren und der Naturschutzbehörde unaufgefor­
dert vorzulegen. Da es sich um eine bereits laufende 
Maßnahme handelt, die dem Funktionalausgleich 
von in Anspruch genommenen gesetzlich geschützten 
Biotopen dient, ist die erste Kontrolle schnellstmöglich, 
d.h. im Jahr 2023 durchzuführen. Um möglichst alle 
jahreszeitlichen Aspekte abdecken zu können, sollten 
mehrere Begehungen pro Jahr durchgeführt werden.

Sofern das Monitoring ergibt, dass die Etablierung des 
Zielartenspektrums (mindestens neun B-Arten, anzu­
streben mindestens 10-13 Arten) nicht plangemäß ver­
läuft, ist das Impfen der entsprechenden Flächen mit 
Heumulch aus Wiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ A zu 
wiederholen (Maßnahme V2), wobei ggf. eine flächige 
Aufbringung zu überlegen ist. Die zusätzlich benötig­
ten Spenderflächen zur Gewinnung des Mahdguts für 
die Heumulchsaat sind der Naturschutzbehörde im 
Vorfeld mitzuteilen. In Absprache mit dem LUA kann 
eine zusätzliche Ausmagerungsmahd, d.h. eine frühe 
Mahd zwischen Ende Mai und Anfang Juni mit einem
folgenden zweiten Schnitt nach acht bis zehn Wochen 
durchgeführt werden. Nach Bedarf kann diese initiale 
mehrschürige Pflegephase über mehrere Jahre erfolgen. 
Ggf. kann in Absprache mit dem LUA eine Nachsaat 
von Zielarten erfolgen. Hierbei ist eine standortge­
rechte gebietsheimische Regio-Saatgutmischung (RSM 
Regio) mit der regionalen Herkunft „Oberrheingraben
mit Saarpfälzer Bergland“ (Region 9) zu nutzen. Als 
Orientierung ist das oben aufgeführte Zielartenspektrum 
heranzuziehen. Es erfolgt eine Bodenvorbereitung wie 
beim Heumulchverfahren unter der Maßnahme V2 
beschrieben.

Diese Vorgaben zu Monitoring und Risikomanagement 
gehen - unter Berücksichtigung des im Vergleich zur 
Ökokontomaßnahme ambitionierteren Entwicklungs-
ziels (statt EHZ B nun EHZ B+ mit mindestens neun 
B-Arten, angestrebt EHZ A mit 10-13 B-Arten) - teil­
weise über die Vorgaben des Ökokontoprojekts hin­
aus. Deren Durchführung/Einhaltung wird im Vertrag 
zwischen der Gemeinde Nonnweiler und der ÖfM 
entsprechend geregelt.

Die dem Bebauungsplan „Freizeitzentrum Peterberg“ 
zugeordneten Flächen werden multifunktional wir­
kend sowohl zur Kompensation für die in Anspruch 
genommenen Wiesen des FFH-LRT 6510 in EHZ B+ 
(Ausgleich) bzw. A (Ersatz) (mit der Zielvorgabe: min­
destens neun B-Arten) als auch zum Ausgleich eines 
Teils des ökologischen Defizits herangezogen.

Laut Genehmigungsbescheid sind im Rahmen der 
Ökokontomaßnahme für den Funktionalausgleich bei 
Eingriffen in den Lebensraumtyp „Magere Flachland-
Mähwiese“ 6510 insgesamt 14,43 ha anrechenbar. 
Davon werden ca. 6,31 ha in das Freizeitzentrum 
Peterberg-Projekt einfließen und entsprechend 
aus dem Ökokonto-Projekt ausgebucht werden. 
Gleichzeitig werden aus dieser Ökokontomaßnahme 
von der Gemeinde Nonnweiler 290.929 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft und entsprechend aus dem 
Ökokonto-Projekt ausgebucht.

Tabelle 17 des Umweltberichtes (Kapitel 18.2.1.4) listet 
die acht aus dem Ökokontoprojekt dem Bebauungsplan 
zugewiesenen Flächen inkl. Flächenbilanzierung auf.

Diese Flächen werden zum größten Teil zur 
Kompensation der in Anspruch genommenen FFH-
LRT 6510-Wiesen in EHZ A herangezogen, für die 
eine Befreiung beantragt wird (in der nachfolgenden 
Tabelle orange hinterlegt). Hierbei handelt es sich um 
die Flächen Nr. 25, 26, 27, 29, 46 und 56. Die beiden 
Flächen Nr. 28 und 30 werden zur Kompensation der in 
Anspruch genommenen FFH-LRT 6510-Wiesen in EHZ 
B+ herangezogen, für die eine Ausnahmegenehmigung 
beantragt wird (in der nachfolgenden Tabelle grün hin­
terlegt). Als Mindest-Entwicklungsziel werden FFH-LRT 
6510-Wiesen in mindestens EHZ B+ und mindestens 
9 B-Arten vorgegeben.

LAGE DER TEILFLÄCHEN DES EINGEBRACHTEN  
ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 1 „EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND 

IN DEN GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE
NOHFELDEN) UND SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)“

ZUGEORDNETE FFH-LRT 6510-WIESEN DES EINGEBRACHTEN  
ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 1 „EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND 

IN DEN GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE
NOHFELDEN) UND SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)“

Da bezüglich der betroffenen LRT-6510-Wiesen in 
EHZ A nicht mit ausreichend hoher Prognosesicherheit 
gewährleistet werden kann, dass sich im Ausgleichs-
zeitraum von 20 - 25 Jahren das gewünschte Entwick-
lungsziel, d.h. FFH-LRT 6510 Wiesen in EHZ A mit der 
erforderlichen Anzahl an B-Arten, die den in Anspruch 
genommenen Wiesen entspricht, einstellen wird (10-
13 B-Arten), erfolgt als Ersatz die Kompensation 
nicht im Flächenverhältnis von 1:1, sondern es wird 
zur Kompensation eine deutlich größere Fläche öko­
logisch aufgewertet. Als Flächenpuffer wird je nach 
Ausgangszustand der Maßnahmenfläche das Zwei- bis 
Dreifache der Fläche der in Anspruch genommenen 
gesetzlich geschützten Wiesen herangezogen.

Die Maßnahmenflächen fließen bei der ökologischen 
Aufwertung von bestehenden FFH-LRT 6510 in EHZ 
C im Ausgangszustand im Flächenverhältnis 1:3 bzw. 
bei der Entwicklung aus einem Ausgangsbiotop, das 
nicht dem LRT 6510 entspricht, d.h. bei einer komplet­
ten Neuentwicklung einer FFH-LRT 6510-Wiese, im 
Flächenverhältnis von 1:2 ein.

Die in der letzten Spalte der v.g. Tabelle aufge­
führte, durch die Maßnahme erreichte ökologische 
Aufwertung (ökologische Werteinheiten) auf den ein­
zelnen Maßnahmenflächen ist dem Fachgutachten zur 
Ökokontomaßnahme entnommen.

In der Tabelle wird differenziert zwischen Wiesen, die 
dem Antrag auf Ausnahmegenehmigung zugeord­
net sind (grün hinterlegt) und den Wiesen, die dem 
Befreiungsantrag zugewiesen sind (orange hinterlegt).

Es ergibt sich eine anrechenbare Fläche von ca. 2,41 
ha. Davon fließt eine anrechenbare Fläche von ca. 
1.740 m² in die Kompensation der betroffenen LRT-
6510-Wiesen in EHZ B+ und von ca. 22.350 m² zur 
Kompensation der betroffenen Wiesen in EHZ A ein. 
Der Kompensationsbedarf von ca. 2,135 ha (davon 
ca. 1.735 m² EHZ B+ und ca. 19.615 m² EHZ A) kann 
damit vollumfänglich abgedeckt werden.

Über das Einbringen dieser Flächen zur Kompensation 
des überplanten FFH-LRT 6510 in EHZ B+ (Ausgleich)/A 
(Ersatz) hinaus kann gleichzeitig eine ökologische 
Aufwertung von 290.929 öW erreicht werden, was der 
über diese Ökokontomaßnahme eingebrachten Zahl 
der ökologischen Werteinheiten entspricht.

Bewertung der Prognosesicherheit zur Erreichung 
dieses Ziels
Im separat erstellten Fachgutachten zum Antrag auf 
Ausnahmegenehmigung (für den betroffenen LRT 6510 
in EHZ B+) bzw. Befreiung (für den betroffenen LRT 
6510 in EHZ A) für die Inanspruchnahme von gesetzlich 
geschützten Biotopen (Planungsbüro NEULANDSAAR, 
2023) wird genauer auf die Prognosesicherheit zur 
Erreichung des angestrebten Entwicklungsziels ein­
gegangen. 

Ökokontoprojekt 2: „Entwicklung von Magergrün-
land“in den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt 
(Gemeinde Oberthal) und Mosberg-Richweiler 
(Gemeinde Nohfelden)

Bei dem zweiten, dem Bebauungsplan zugeord­
neten Ökokontoprojekt handelt es sich um die 
Ökokontomaßnahme „Entwicklung von Magergrün-
land“ in den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt 
(Gemeinde Oberthal) und Mosberg-Richweiler 
(Gemeinde Nohfelden). Der Genehmigungsbescheid 
wurde am 15.03.2021 erstellt und hat das Aktenzeichen 
AZ 3.1/23946/6.1.0.4/GÜG/Sn.

Der Planungsraum der Ökokontomaßnahme liegt in 
den Gemarkungen Steinberg-Deckenhardt (Gemeinde 
Oberthal) und Mosberg-Richweiler (Gemeinde 
Nohfelden) und besteht aus insgesamt vier Teilflächen, 
je zwei in den beiden Gemarkungen. Der Schwerpunkt 
der Maßnahme liegt auf der Sicherung, Aufwertung und 
Neuschaffung von naturraumtypischen Magerwiesen.

Wie das Plangebiet liegen die Maßnahmenfläche 
naturräumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-
Nahe-Berglandes (2.03.01V), so dass dieses Projekt 
zur Kompensation des ökologischen Defizits heran­
gezogen werden kann.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 66.206 ökologische Wertein-
heiten aufgekauft und entsprechend aus dem Öko-
konto-Projekt ausgebucht.

Ökokontoprojekt 3: „Extensiv genutztes Halboffen-
land bei Leitzweiler“ in der Gemarkung Theley 
(Gemeinde Tholey)

Als drittes Ökokontoprojekt wird die aus einer zusam­
menhängenden Fläche bestehende Maßnahme 
„Extensiv genutztes Halboffenland bei Leitzweiler“ in 
der Gemarkung Theley (Gemeinde Tholey) eingebracht. 
Der Genehmigungsbescheid wurde am 06.05.2021 
erstellt und hat das AZ 3.1/23945/6.1.0.4/THO/Sn.

Als Entwicklungsziel auf der Maßnahmenfläche 
wird ein extensiv genutzter, kleingekammerter 
Halboffenlandkomplex mit submontan geprägten, mage­
ren, trockenen bis feuchten Grünlandgesellschaften 
definiert. 

Wie das Plangebiet liegt die Maßnahmenfläche natur­
räumlich innerhalb der Vulkanitgebiete des Saar-Nahe-
Berglandes (2.03.01V), so dass diese zur Kompensation 
des ökologischen Defizits herangezogen werden kann.

Aus dieser Ökokontomaßnahme werden von der 
Gemeinde Nonnweiler 94.693 ökologische 
Werteinheiten aufgekauft, dem Bebauungsplan 
„Freizeitzentrum Peterberg“ zugeordnet und entspre­
chend aus dem Ökokonto-Projekt ausgebucht.

Wie bei den vorangegangenen Ökokontomaßnahmen 
führt auch dieses Ökokontoprojekt multifunktional 
wirkend zu einer Aufwertung sämtlicher abiotischer 
und biotischer Schutzgüter inkl. Landschaftsbild.

Für die fachgerechte Herstellung und durchgängige 
Pflege der Ökokontoprojektflächen 2 und 3 sowie das 
notwendige Monitoring und Risiko-Management zeigt 
sich die Naturland Ökoflächen Management GmbH 
(ÖfM) verantwortlich.

Sowohl der Ankauf der Ökokontopunkte aus den 
drei Ökokontomaßnahmen als auch die Einbringung 
und Zuordnung der benötigten FFH-LRT-Wiese mit 
dem Mindestentwicklungsziel EHZ B+ mit mindes­
tens 9 B-Arten (angestrebt EHZ A) inkl. Monitoring 
und Risikomanagement aus dem Ökokontoprojekt 1 
wird vertraglich zwischen der ÖfM und der Gemeinde 
Nonnweiler als Vorhabenträger geregelt.

17.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan. 

LAGE DER TEILFLÄCHEN DES EINGEBRACHTEN ÖFM-ÖKOKONTO-
PROJEKTS 2: „ EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND IN DEN 

GEMARKUNGEN SÖTERN UND EISEN (GEMEINDE NOHFELDEN) UND 
SCHWARZENBACH (GEMEINDE NONNWEILER)

LAGE DES EINGEBRACHTEN ÖFM-ÖKOKONTOPROJEKTS 3:  
„EXTENSIV GENUTZTES HALBOFFENLAND BEI LEITZWEILER IN DER 

GEMARKUNG THELEY (GEMEINDE THOLEY)“
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